
Bundessozialgericht

2 RU114/86 lm Namen des Volkes

Urteil

in dem Rechtsshe■

.......0on....oooooooooo..o....|Io.noocoloococonolonco‚

Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigter:
..............................‚

g e g e n

............ooloinooloooo|oon.oo...co.-oocoocooouonooo,

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 30. Juli 1987

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers werden die Urteile des Landes—

sozialgerichts Rheinland—Pfalz vom 3. September 1986 und des

Sozialgerichts Trier vom 25. April 1985 sowie der Bescheid

der Beklagten vom 22. Mai 1983 aufgehoben.

Die Beklagte wird verurteilt, dem Kläger unter Änderung des
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Besch

50 vH

ides vom 21. Dezember 1971 Verletztenrente in Höhe von

der Vollrente ab 1. Januar 1981 unter Anrechnung der

Abfincungssumme nach S 606 Satz 2 und 3 RVG zu zahlen.

Die Beklagte hat dem Kläger die Kosten aller Rechtszüge zu

erstatten.

G r ü n d e :

Die Beteiligten streiten um das Aufleben einer abgefundenen Ver-

letztenrente nach Verschlimmerung der Unfallfolgen.

Dem Kläger wurde eine Verletztenrente nach einer Minderung der

Erwerbsfähigkeit (MdB) von 40 vH im Jahre 1993 durch Zahlung

einer Kapitalentschädigung zum Erwerb von Grundbesitz voll abge-

funden. I folge Verschlimmerung der Verletzungsfolgen beträgt die

MdB des Klägers nach Feststellung der Beklagten (Bescheid vom

21. Dezem er 1971) ab 1. Januar 1971 50 vH. Der Kläger bezieht

seitdem e‘ne Dauerrente entsprechend dem Verschlimmerungsanteil

in Höhe v n 10 vH. Im März 198“ begehrte der Kläger, ihm die

Verletzte rente in ihrem vollen Umfang, nämlich in Höhe von 50 vH

der Vollr nte, zu gewähren. Die Beklagte lehnte das Begehren

durch Bes heid vom 22. Mai 1984 ab.

Die dageg n gerichtete Klage hat das Sozialgericht (SG) durch
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Urteil vom 25. April 1985 abgewiesen und sich zur Begründung im

wesentlichen auf die Entscheidung des Bundessozialgerichts (BSG)

vom 31. Juli 1973 (8308 36, 107) bezogen. Nach altem Abfin—

dungsrecht könne eine Rente nicht wiederaufleben, soweit sie ab-

gefunden worden sei. Auf nach altem Recht abgefundene größere

Dauerrenten sei dieses alte Recht ausnahmsweise auch dann anzu-

wenden, wenn die Verschlimmerung der Verletzungsfolgen unter der

Geltung des UVNG eingetreten sei; denn die tiefgreifende Neuge-

staltung des Abfindungsrechts großer Renten durch das UVNG habe

das auf gänzlich andere Fallgestaltungen abhebende alte Recht

nicht aufheben können.

Das Landessozialgericht -LSG- (Urteil
vom 3. September 1986) hat

die Berufung des Klägers gegen das Urteil des SG zurückgewiesen.

Zur Begründung hat es ua ausgeführt, der Bescheid vom 22. Mai

198” sei rechtmäßig ergangen. Auf den Fall des Klägers finde al—

tes Abfindungsrecht Anwendung. Die Beklagte habe den zu gewäh—

renden Rentenbetrag unter AnWendung von % 618a der Reichsver-

sicherungsordnung (RVG) aF, % 3 der Zweiten Verordnung über die

Abfindung für Unfallrenten vom 10. Februar 1928 (BGBl I S 22

- Zweite UV—AbfindungsV0) iVm 5 616 Abs 3 RVO aF richtig berech-

net. Wohl habe das BSG in einem vergleichbaren Fall % 605 RVO nF

herangezogen, dies jedoch lediglich zur Frage der Wesentlichkeit

einer Verschlimmerung. BSGE 36, 107 sei nicht so zu verstehen,

daß auf die nach altem Recht abgefundenen größeren Renten nach

Verschlimmerung der Verletzungsfolgen unter neuem Recht die gel-

tenden Vorschriften über die Abfindung kleiner Dauerrenten voll-

ständig anzuwenden seien. Im übrigen ergebe die Anwendung von
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% 605 RVG F im Zahlbetrag keinen Unterschied, und für die An-

wendung vo % 606 RVG nF fehle es an einer wesentlichen Voraus—

setzung. D’e Vorschrift setze nämlich eine Verschlimmerung des

ursprüngli hen MdE—Satzes um mindestens das 1 1/2—fache voraus.

Der Kläger habe eine so gravierende Befundverschlechterung aber

nicht erli ten. Daß er zum Schwerverletzten geworden sei, könne

allein nic t ausreichen, die Verletztenrente in vollem Umfange

wiederaufl ben zu lassen.

Der Kläger hat die durch das LSG zugelassene Revision eingelegt;

er rügt da in die Verletzung der SS 604 ff RVG nF sowie der

55 618a RV aF‚5 3 Zweite UV—AbfindungsV0 iVm 5 616 Abs 3 RVG aF.

Unter Beru ung auf BSGE 36, 107 macht er geltend, S 618a RVG aF

und die Zw ite UV-AbfindungsV0 seien weiterhin anzuwenden. 5 3

Satz 4 Zweite UV—AbfindungsV0 enthalte den Grundsatz der ent—

sprechenden Anwendung der für kleinere Renten getroffenen Ge—

setzesregelungen. Das sei nach altem Recht 8 616 Abs 3 RVG aF

gewesen; n dessen Stelle seien ab 1. Juli 1963 die 55 605, 606

RVG nF getreten. Vorliegend sei % 606 RVG nF anzuwenden, da er,

der Kläge , eine wesentliche Verschlimmerung der Unfallfolgen

erlitten abe und nunmehr Schwerverletzter sei. Von der Höhe des

ursprüngl'chen MdB—Grades dürfe das Wiederaufleben seiner Rente

nicht abh'ngig gemacht werden.

Der Kläge beantragt,

das U teil des LSG Rheinland-Pfalz vom 3. September

1986 nd das Urteil des SG Trier vom 25. April 1985

sowie den Bescheid der Beklagten vom 22. Mai 1984
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aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, dem Kläger

unter Abänderung des Bescheides vom 21. Dezember 1971

eine Verletztenrente nach einer MdE in Höhe von 50 vH

ab 1. Januar 1981 zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Sie ist der Ansicht, das LSG habe zutreffend altes Abfindungs-

recht angewendet. Die Systematik des neuen Abfindungsrechts passe

nicht auf den Fall des Klägers. Insbesondere das Wiederaufleben

eines Rentenanspruchs nach Verschlimmerung der Unfallfolgen
gem

5 606 RVG nF sei ausschließlich für abgefundene Renten nach einer

MdE von höchstens 25 vH und anschließender Verdoppelung der MdE

vorgesehen. Der Kläger, der diese Voraussetzungen nicht erfülle,

würde durch die Anwendung von S 606 RVG nF privilegiert. Dies

gelte sowohl gegenüber einem Verletzten mit abgefundener kleiner

Rente und einer Verschlimmerung von 10 vH, der gem 8 605 RVG nF

eine Rente nur in Höhe des
Verschlimmerungsanteils

beanspruchen

könne, als auch gegenüber einem Verletzten mit abgefundener

großer Rente, der gem 5 609 II RVG nF ebenfalls nur eine Erhöhung

seiner nicht abgefundenen Rentenhälfte um den Verschlimmerungs-

anteil erhielte.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch Urteil

ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt (5 12ü Abs 1 des

Sozialgerichtsgesetzes —SGG—).
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II

Die Revision des Klägers ist zulässig und begründet.

Die Berufung war nicht gemäß % 1U5 SGG ausgeschlossen. Sie betraf

insbesondere nicht die Neufeststellung einer Dauerrente wegen

Änderung der Verhältnisse (% 1M5 Nr 4 SGG). Wie vom LSG zutref-

fend zugru de gelegt, ist das Begehren des Klägers nicht auf eine

Änderung d r Verhältnisse - auch nicht der rechtlichen Verhält-

nisse - ge tützt. Leidensverschlimmérung und MdB des Klägers sind

unstreitig. Lediglich aus Anlaß des Bescheides vom 21. Dezember

1971 über ie Neufeststellung der MdE des Klägers ist dem Gericht

als Streit egenstand die Frage unterbreitet worden, ob und in

welcher Hö e die abgefundene Rente wiederauflebe. Ist aber der

Berechnungsmodus einer wiederaufgelebten Rente streitig, so ist

nach der Rechtsprechung des BSG (SozR 1500 5 145 Nr 2) die Beru-

fung nicht ausgeschlossen.
. ‘

Der angef chtene Bescheid vom 22.
Mai 1984 ist entgegen der

Auffassun der Vorinstanzen aufzuheben. Der Kläger hat Anspruch

auf die R cknahme des bestandskräftigen Bescheides vom 21. De—

zember 19 1, soweit dieser ihm die Verletztenrente lediglich

entsprech nd dem Verschlimmerungsanteil zuspricht.
: ‘

Die Bekla te hat die begehrte Berichtigung des Erstbescheides

rechtswid ig versagt.
Gesetzesgrundlage

für das Uberprüfungsbe—

gehren de Klägers ist das Sozialgesetzbuch - Zehntes Buch —

Verwaltun sverfahren — (SGB X). Gemäß Art II S 40 Abs 2 Satz 1
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bis 2 des Gesetzes vom 18. August 1980 (BGBl I 1469, berichtigt

2218
-

Übergangs- und Schlußvorschriften zum SGB X) finden die

55 MM bis “9 SGB X auf Verfahren Anwendung, in denen ab dem

1. Januar 1981 ein Verwaltungsakt aufgehoben werden soll, der

vor diesem Datum erlassen werden ist. Die Ausnahmeregelung des

Art II 5 40 Abs 2 Satz 3 für bestandskräftige Verwaltungsakte

gilt nicht für - wie vorliegend - belastende Verwaltungsakte (BSG

BSGE 54, 223, 229). Die begehrte Überprüfung des Erstbescheides

richtet sich nach 5 “4 SGB X. Nach dieser Vorschrift ist ein

Verwaltungsakt, auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, zu-

rückzunehmen, soweit bei seinem Erlaß das Recht unrichtig ange-

wandt werden ist und Sozialleistungen deshalb zu Unrecht nicht

erbracht worden sind. Die Beklagte hat die Bestimmungen über

Rentenabfindung bzw Aufleben abgefundener Renten unrichtig ange—

wandt und die Verletztenrente des Klägers zu Unrecht nicht in

vollem Umfang gewährt.

Der Kläger hat unter der Herrschaft des vor dem UVNG geltenden

Rechts einen Arbeitsunfall erlitten, seine Verletztenrente ist

ihm ebenfalls nach altem Recht abgefunden werden. Das UVNG gilt

grundsätzlich für Arbeitsunfälle, die sich seit seinem Inkraft—

treten ereignet haben (3 Art 4 5 1 UVNG). Für Arbeitsunfälle, die

sich vor dem 1. Juli 1963 ereignet haben, bestimmen jedoch die

Ubergangsvorschriften des UVNG die Geltung neuen Rechts (3 Art 4

5 2 Abs 1 UVNG). Zu den Vorschriften, die nach Art “ 5 2 Abs 1

UVNG auch für Arbeitsunfälle vor
dem

1. Juli 1963 gelten, ge—

hören ua die 55 604 bis 616 RVG. Das neue Recht ist anwendbar,

wenn die Folgen früherer Unfälle in das neue Recht hineinwirken
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-8-

(s BSGE 23, 139, 142; 24, 88, 90; BSG SozR Nr 1 zu 5 695 RVO).

Das ist hi r der Fall, vor allem, da die Verschlimmerung der Un—

fallfolgen nach dem 1. Juli 1963 eingetreten ist. Das BSG hat

die Anwendbarkeit des neuen Abfindungsrechts selbst für den Fall

bejaht, daß Arbeitsunfall, Abfindung und Verschlimmerung vor dem

1. Juli 1963 liegen (BSG SozR Nr 1 zu S 605 RVG; BSGE 36, 107,

110 und 27“ mN).

Der 5.
Sen%t

des BSG hat jedoch in seinem Urteil vom 31. Juli

1973 (BSGE 36, 107, 108) entschieden, daß bei größeren Renten die

Unterschiede zwischen den Abfindungsregelungen alten Rechts und

den Abfindingsregelungen neuen Rechts so tiefgreifend sind, daß

die alten Bestimmungen über den 30. Juni 1963 hinaus anzuwenden

sind. Der erkennende Senat hat sich dieser Auffassung in seinem

Urteil vom 18. Dezember 1979 - 2 RU 51/77 - angeschlossen.

Nach % 618a RVG idF bis zum 30. Juni 1963 -aF- kann die Abfin-

dung einer Rente zum Erwerb von Grundbesitz durch
Verordnung zu-

gelassen und geregelt werden. Aufgrund dieser Ermächtigung be-

stimmt S 3 Zweite UV—AbfindungsV0 die volle Abfindbarkeit von

Dauerrenten, die weniger als die Hälfte der Vollrente betragen,

durch Zahäung eines Kapitals zu dem vorgenannten Zweck. Des wei-

teren hat der Verordnungsgeber die entsprechende Geltung von

S 616 Abs 3 RVO aF angeordnet (S 3 Satz 4 Zweite UV-Abfin-

dungsV0), der ua den Rentenanspruch abgefundener kleinerer Renten

regelt. I soweit ist aber nach der Rechtsprechung des BSG auch

bei einer vor dem 1. Juli 1963 abgefundenen größeren Rente bei

einer Ver chlimmerung nach dem 30. Juni 1963 für die Wiederge-
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währung der Rente nicht mehr 8 616 Abs 3 RVO nF, sondern das mit

Inkrafttreten des UVNG geltende Recht anzuwenden (BSGE 36, 107,

11°; 36, 271). Wird der Verletzte - wie im vorliegenden Fall -

Schwerverletzter, so ist 5 606 RVO maßgebend (BSGE 36, 271).

5 606 RVO ist die speziellere Vorschrift zu 5 605 RVG
(vgl

die

amtl. Begründung zum Entwurf eines UVNG zu 55 601 bis 603,

BT—Drucks IV/120, S 60); denn die Regelung basiert auf einem

qualifiziertem Verschlimmerungstatbestand: dem Eintritt der

Schwerverletzteneigenschaft. Beim Vorliegen sowohl einer wesent—

lichen Verschlimmerung als auch dem Erreichen der Schwerverletz-

teneigenschaft infolge Verschlimmerung hat der Gesetzgeber der

Schwerverletzteneigenschaft besonderes Gewicht beigemessen. "In

solchen Fällen erscheint er gerechtfertigt, die Rechtslage

wiederherzustellen, die ohne die Abfindung bestehen würde, um den

Verletzten in den vollen Genuß der Schwerbeschädigten-Leistungen

kommen zu lassen" (amtl. Begründung aaO).

Auch nach Auffassung des
erkennendeh

Senats rechtfertigt das Er-

reichen der absolut gesetzten Schwerverletztengrenze das Wieder-

aufleben einer abgefundenen Rente, ohne daß es auf das relative

Maß der Verschlimmerung ankommt. Das Erreichen der 50 vH-Grenze

stellt in jedem Fall eine qualifizierte Verletzungsfolge dar. Wie

der 8. Senat des BSG in seinem Urteil vom 29. November 1973

(BSGE 36, 271) entschieden hat, kann unter Umständen bereits eine

MdB—Erhöhung um 5 vH genügen, um die Rechtsfolgen des 5 606 RVO

auszulösen. Eine Verschlimmerung um mindestens 25 vH oder eine

Verdopplung der ursprünglichen MdB von 25 vH kann entgegen der
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Auffassung des LSG nicht verlangt werden. 5 606 RVG erfaßt nicht

nur, wovon das LSG wohl ausgeht, die Fälle, in denen die MdB sich

wegen der olgen des Arbeitsunfalles,
wegen denen der Verletzte

die abgefu dene Verletztenrente erhält, auf 50 vH erhöht. 8 606

RVO ist au h anwendbar, wenn sich die MdE wegen dieser Folgen auf

unter 50 v erhöht, aber mit der MdE aus einem anderen Arbeits-

unfalle in gesamt 50 vH erreicht (5 BSGE 36, 271).

Der Antrag des Klägers, ihm als Schwerverletzten die Rente in

vollem Umf ng zu gewähren, ist demnach begründet. Nach der Fest-

stellung d s LSG ist der Kläger Schwerverletzter. Durch die An-

wendung vo % 606 RVG auf eine nach altem Recht abgefundene

höhere Ren e wird der Kläger auch nicht privilegiert, wie die

Beklagte m int. Die Vorschrift regelt einen gegenüber 5 616 Abs 3

RVO aF nic t völlig verschiedenen, sondern lediglich modifizier—

ten Sachverhalt (vgl BSGE 36, 271, 273). Bereits unter der Herr-

schaft alten Rechts wurde der 50 VHQGrenze eine besondere Bedeu—

tung bei er Entschädigung einer unfallbedingten MdE beigemessen

Zwar hatte die Erlangung der Schwerverletzteneigenschaft nach

altem Rec t keinen Einfluß auf die nach % 618a RVO aF abgefunde-

nen Rente .
$ 616 Abs 3 RVG aF wurde als eng auszulegende Aus—

nahmevors hrift angesehen (RVA AN 1934, 134: Nr 4757). Nach Auf-

fassung d s 5. Senats des BSG (BSGE 12, 116, 119) hat das
'

Reichsver icherungsamt nach Inkrafttreten
des S 616 Abs 3 RVG aF

insbesond re das Erreichen der 50 vH—Grenze zum Anlaß genommen,

Versicher e mit abgefundenen Renten so zu stellen, als ob der

Bezug der abgefundenen Rente noch fortdauerte. Durch S 606 RVO aF

wurde die Schwerverletzteneigenschaft dann als gesetzliche An-
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spruchsvoraussetzung eingeführt. Der mit ihr erhöhten Anspruchs—

voraussetzung entspricht der großzügigere Modus der Wiederbewil-

ligung der Renten. Soweit dieser Regelungszusammenhang einer

Leistungsverbesserung nahe kommt (so BSG SozR Nr 1 zu & 605 RVO

im Hinblick auf S 605 Abs 2 RVO), ist dies vom Gesetzgeber ge-

wollt (BSG aaO). Entstehungsgeschichte und Zweck der Übergangs-

vorschriften des UVNG stellen klar, daß an den spezifischen Ver-

besserungen des neuen
Abfindungsrechts

grundsätzlich auch dieje-

nigen Verletzten teilhaben sollen, deren Renten nach altem Recht

abgefunden worden sind (vgl amtl. Begründung, aaO, zu Art 3 58 1

bis 2, S 78 f; s auch BSG SozR 2200 S 606 Nr 1).

Das Ergebnis ist im übrigen auch
gegenüber

Verletzten gerecht-

fertigt, deren Renten nach einer MdB um 30 vH oder mehr nach

neuem Recht abgefunden worden sind. Daß ihnen ein Wiederaufleben

der Rente in der Art des 5 606 RVO nicht gewährt wird, ist in dem

Umstand begründet, daß die
Abfindung

ohnehin lediglich bis zur

Hälfte der Rente umfaßt und auf die Dauer von maximal 10 Jahre

beschränkt ist (S 609 Abs 1 und 2 Satz 1 RVO). Die Abfindung des

Klägers aber hat die volle Rente umfaßt und war auf Lebenszeit

angelegt; ihm ist bis zum Eintritt der Verschlimmerung eine Ren—

tenbezugsdauer von mehr als 26 Jahren abgefunden worden. Der

Senat weicht im Hinblick auf die Anwendbarkeit des 5 606 RVO

nicht von der Entscheidung des 5. Senats des BSG vom 31. Juli

1973 (aaO) ab, wovon auch schon der 8. Senat
in seinem Urteil

vom 29. November 1973 (aaO) ausgegangen ist. Der 5. Senat des

BSG hat für den seinem Urteil zugrundeliegenden Fall des Ein-

tritts der Schwerverletzteneigenschaft durch die Verschlimmerung
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nach Abfin

unter Berü
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Das Berich

Der Besche

ben wie di

klagte war

des Erstbe

50 vH der

S 606 Satz

als sie di

ten währen

ger muß mo

ben. Die L

$ 44 Abs “

_12_'

ung der Verletztenrente entschieden, daß "die Rente

ksichtigung der gezahlten Abfindung wieder zu gewähren

36,

aber im Rahmen des 5 605 RVO möglich.

107, 110), dies ist aber nur im Rahmen des 5 606

igungsbegehren des Klägers ist nach alledem begründet.

d der Beklagten vom 22. Mai 198U war ebenso aufzuhe—

klageabweisenden Urteile der Vorinstanzen. Die Be-

antragsgemäß zu verurteilen, den Kläger unter Änderung

cheides vom 21. Dezember 1971 die Rente in Höhe von

ollrente zu gewähren. Auf die laufende Rente ist gemäß

2 und 3 BVG die Abfindungssumme insoweit anzurechnen,

Summe der Rentenbeträge übersteigt, die dem Verletz—

des Abfindungszeitraums zugestanden hätten; dem Klä—

atlich mindestens die halbe Verletztenrente verblei-

istung ist im Rahmen des Antrages des Klägers gemäß

SGB X ab 1. Januar 1981 zu erbringen.
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Die Kostenentscheidung folgt aus 5 193 SGG.
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